
CALL FOR PAPERS 

GEMEINSAM FORSCHEN, GEMEINSAM VERÄNDERN -  
PARTIZIPATIVE ANSÄTZE IN DER POLITISCHEN BILDUNGSFORSCHUNG 

In vielen sozialwissenschaftlichen Disziplinen sind partizipative Forschungsansätze 
längst etabliert. In der politischen Bildungsforschung fristet der Forschungsstil hingegen 
bisweilen ein Nischendasein. Gemessen an der bisherigen Publikationslandschaft, man-
gelt es sowohl an disziplinspezifischen Diskussionen über theoretische Grundlagen als 
auch an umfassenden Forschungserfahrungen. Der Sammelband zielt daher darauf ab, 
Potenziale, Herausforderungen und Grenzen des Forschungsstils für die politische Bil-
dungsforschung offen zu diskutieren. Er führt zudem erste Erfahrungen mit dem For-
schungsstil in der Disziplin aus unterschiedlichen Projekten zusammen. 

Der Band stellt – neben den „Fünf Forderungen für eine kritisch-partizipative politische 
Bildungsforschung“ (siehe unten) – unter anderem folgende Fragen zur Diskussion:  

• Auf welche Traditionslinien und Weiterentwicklungen stützt sich partizipative For-
schung im Feld der politischen Bildungsforschung? Wie lassen sich die bisherigen 
partizipativen Forschungspraxen charakterisieren? Wo liegen ihre Stärken und 
Grenzen? 

• Welche Partner:innen bieten sich für die partizipative politische Bildungsfor-
schung an? Wie lassen sich Projekte gemeinsam mit ihnen planen?  Wer kann in 
politischer Bildungsforschung in welcher Rolle partizipieren? 

• Auf welche Methoden der Datenerhebung und -auswertung greift partizipative po-
litische Bildungsforschung zurück? Welche besonderen Herausforderungen brin-
gen die Methoden mit sich und welche Anpassungen sind dabei erforderlich? 

• Welche institutionellen Hindernisse bestehen für die Umsetzung partizipativer 
Forschungsgrundsätze? In welche Widersprüche verwickelt sich eine auf Emanzi-
pation ausgerichtete partizipative Forschung in politischen Bildungskontexten? 

• Inwiefern lassen sich im Rahmen partizipativer Forschung politische Bildungsan-
sprüche wie Machtanalyse und Herrschaftskritik realisieren? Inwiefern wird parti-
zipative Forschung im Feld politischer Bildung selbst als Herrschaftsinstrument 
eingesetzt? Welche emanzipatorischen Spielräume bestehen in diesen Kontexten 
fort? 

• Welche Grundsätze können für eine kritisch-partizipative politische Bildungsfor-
schung aufgestellt werden? Welche Kritik lässt sich gegenüber dem Anspruch, 
partizipative politische Bildungsforschung zu betreiben, formulieren? 

 

  



Fünf Forderungen für eine kritisch-partizipative  
politische Bildungsforschung 

 

Ergebnis des Werkstatttreffen „Gemeinsam forschen, gemeinsam verändern - Partizipa-
tive Forschungsansätze in der Politikdidaktik“ vom 21. August 2026 in Gießen 

 

1. Kritische Reflexivität und Transparenz anstelle von Wertfreiheitsmythos! 

In der politischen Bildungspraxis wird davon ausgegangen, dass Lernende und Lehrende keine 
unbeschriebenen Blätter sind. Währenddessen herrscht in der politischen Bildungsforschung 
weiterhin die Haltung vor, Forschung könne und müsse wertfrei betrieben werden. Tatsächlich 
sind Forscher:innen jedoch durch ihre Erfahrungen, politischen Einstellungen, Emotionen und 
begrifflichen und konzeptionellen Grundlagen in ihrem Handeln beeinflusst. Dies wirkt sich auf 
die Ausrichtung und Methodologie ihrer Forschungstätigkeit und auf die von ihnen gewonnenen 
Ergebnisse aus. Der Ausweis von Forschung als neutral oder wertfrei verdeckt in der Regel das 
aktiv stützende Verhältnis, das Forschung gegenüber bestehenden Herrschaftsverhältnissen 
einnimmt. 

Das kritische Reflektieren der eigenen Position in Forschungsprozessen und das Offenlegen der 
eigenen Vorprägungen sind als Qualitätsmerkmale kritisch-partizipativer politischer Bildungs-
forschung anzuerkennen. Sie stellen wertvolle Instrumente der Erkenntnisgenerierung dar. Ent-
sprechende Reflexionstools finden bereits in anderen Disziplinen Anwendung und können für 
die politische Bildungsforschung adaptiert oder unabhängig davon neu entwickelt werden. 

 

2. Machtsensibilität und Herrschaftskritik, Solidarität, Partizipation und Em-
powerment anstelle von Reproduktion, Vereinnahmung, Objektivierung und 
Entmündigung! 

Politische Bildungspraxis und -forschung finden nicht im luftleeren Raum statt, sondern werden 
durch gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhältnisse mit strukturiert. Dasselbe gilt für 
die darin Agierenden.  

Politische Bildungsforscher:innen reproduzieren und unterlaufen herrschaftlich strukturierte ge-
sellschaftliche Verhältnisse durch ihr Forschungshandeln.  Das betrifft auch die Beziehung zu – 
insbesondere jungen – Personen, die in Forschung involviert sind und denen darin meistens die 
Position der Forschungsobjekte zugewiesen wird. 

Kritisch-partizipative Bildungsforschung reflektiert die durch Forschungshandeln entstehenden 
Ausschlüsse und Grenzziehungen mit dem Ziel ihrer Aufhebung. Das beginnt mit der Anerken-
nung von Erfahrungs- und Praxiswissen als Wissensformen, die für die Erkenntnisgewinnung 
zentral sind. Wenn Mündigkeit bzw. Emanzipation als zentrale Zielvorstellungen politischer Bil-
dung ernstgenommen werden, darf politische Bildungsforschung die von der Forschung Be-
troffenen nicht objektivieren, für ihre Zwecke vereinnahmen, und damit faktisch entmündigen. 
Denn auch das Feld politischer Bildungsforschung ist Teil der zu demokratisierenden gesell-
schaftlichen Interaktionsprozesse. 



Kritisch-partizipative politische Bildungsforschung positioniert sich solidarisch gegenüber von 
Forschung Betroffenen, begreift sie als eigenständige, kompetente Forschungssubjekte und be-
zieht sie in Forschung aktiv und möglichst gleichberechtigt ein. Diese Positionierung erfordert 
eine mit Entscheidungskompetenzen verbundene Partizipation aller Forschungsbeteiligten über 
alle Forschungsphasen hinweg: von der Konzeption über die Erhebung, Analyse und Interpreta-
tion von Forschungsdaten bis hin zu ihrer Veröffentlichung. Die Konzeption und die Überprüfung 
der Wirksamkeit politischer Bildungspraxis sind auf den Einbezug der Perspektiven ihrer Adres-
sat:innen angewiesen. Nur sie selbst können darüber Auskunft geben, was sie für eine bedürf-
nisgerechte, lebensweltorientierte und erfolgreiche politische Bildung benötigen, welche Ef-
fekte Bildungsbemühungen bei ihnen zeitigen und mit welchen Herausforderungen sie in ihren 
Bildungskontexten konfrontiert sind. Es bedarf also partizipativer Verfahren, um ein adäquates 
handlungsleitendes Wissen für die Bildungspraxis zu gewinnen.  

 

3. Aktive Demokratisierung von Forschung und Gesellschaft anstelle passiver 
Betrachtung der Wirklichkeit! 

Wir verstehen partizipative Bildungsforschung zugleich als Ergebnis, Teil und Motor von Demo-
kratisierungsprozessen: Sie ist Ausdruck der Demokratisierung von Forschung, Teil von Bewe-
gungen, die eine Demokratisierung der Gesellschaft anstreben, und unterstützt diese in der 
Durchsetzung ihrer Ziele. 

Kritisch-partizipative politische Bildungsforschung geht dabei von gemeinsamen Erkenntnis- 
und Veränderungsinteressen der an der Forschung Beteiligten aus. Sie beabsichtigt, die Lebens-
wirklichkeit zu ihren Gunsten umzugestalten. Der Entwurf von Handlungsmöglichkeiten, das Er-
proben von Handlungen und Praxisformen und die Überprüfung, inwiefern die beabsichtigten 
Effekte realisiert wurden, sind Teil des Forschungsprozesses. 

Kritisch-partizipative politische Bildungsforschung liegt ein inklusives und soziales Demokratie-
verständnis zugrunde. Sie zielt auf den Ausbau gesellschaftlicher Entscheidungsmacht für bis-
lang weitgehend ausgeschlossene Gruppen. Hierzu kann und sollte sie mit sozialen Bewegun-
gen kooperieren, mit denen sie Ansprüche von Demokratisierung und sozialer Gerechtigkeit teilt. 

Gerade politische Bildung und politische Bildungsforschung dürfen nicht bei der Vermittlung und 
Erforschung politischer Handlungsfähigkeit stehen bleiben. Politische Bildungsforschung und 
politische Bildung als Praxis können im Rahmen kritisch-partizipativer Forschung zusammen-
gedacht werden: Politische Bildung, Erforschung der Lebenswirklichkeit und gesellschaftliche 
Aktion stellen hier Momente eines gemeinsamen Prozesses dar. Indem kritisch-partizipative po-
litische Bildungsforschung gemeinsam mit außerwissenschaftlichen Partner:innen als den han-
delnden Expert:innen ihrer eigenen Lebenswelt forscht und sie dabei unterstützt Gesellschaft 
mitzugestalten, stärkt sie ihre gesellschaftliche Akteur:innenposition.  

 

4. Veränderte Haltung und Praxis anstelle von Beharren auf Althergebrachtes! 

Aus diesen Grundsätzen folgen konkrete Bedarfe an die Haltung und Praxis der Forschenden:  

• Anerkennung von Co-Forschende als mitentscheidende Akteur:innen, die sowohl 
zur forschenden Auseinandersetzung mit ihrer Lebenswelt als auch deren eingreifen-
der Bearbeitung fähig sind. 



• Stärkung und Freisetzung emanzipativer Potenziale der Beteiligten statt Konformis-
mus, Einpassung und Einhegung potenziell widerständigen Handelns durch Schein-
partizipation.  

• Keine Begrenzung von Partizipation auf das Erheben und Auswerten von Forschungs-
daten, sondern Einbezug weiterführender und aufbauender Handlungsmöglichkeiten, 
Praxisformen und politischer Interventionen. Gerade die Politikdidaktik kann hier ihre 
Expertise zu politischem Handeln nutzen, um Forschung, Bildungspraxis und Gesell-
schaftsgestaltung weiterzudenken. 

• Schaffung von Räumen und Zeiten, um gemeinsam Schlussfolgerungen aus der For-
schung zu ziehen, emanzipatorische Handlungen und Praxisformen zu erproben und 
auf die Realisierung der beabsichtigten Effekte zu überprüfen. 

• Flexible Anpassung der akademischen Wissensproduktion und Methodologie, ins-
besondere der Methoden, Orte und der Ergebnispräsentation an die Bedürfnisse und 
Lebenswelten von Co-Forschenden. 

• Anerkennung des Beitrags von Co-Forschenden zur gemeinsamen Wissensproduk-
tion, u.a. durch Co-Autor:innenschaft von Veröffentlichungen oder Präsentation von 
Forschungsergebnissen.  

• Solidarische Positionierung für Co-Forschende und Beteiligung an gemeinsamen 
Handlungen zur Transformation jener gesellschaftlichen Verhältnisse, unter denen sie 
leiden und die sie in ihrer Entwicklung behindern.  

 

5. Partizipationsförderliche Rahmenbedingungen und Förderstrukturen an-
stelle von fehlender Anerkennung und systembedingter Benachteiligung! 

Der derzeitige Wissenschaftsbetrieb erwartet eine effiziente, reibungslose Forschung mit ho-
hem Publikationsoutput. Die Freiheit der Forschung wird dabei durch eine Projektförderlogik un-
terlaufen, in der sich Forschende an den Interessen von Förderinstitutionen ausrichten müssen 
und die wenig Raum für partizipative Forschung mit außerwissenschaftlichen Partner:innen 
lässt. Kritisch-partizipative politische Bildungsforschung ist aber auf flexible Förderstrukturen 
angewiesen, um der Eigensinnigkeit partizipativer Forschung gerecht zu werden. Sie bedarf zeit-
licher und materieller Ressourcen, um Raum für die gemeinsame Klärung von Unsicherheiten 
oder zur Neuausrichtung von Forschungsprozessen zu geben sowie die tatsächliche Entschei-
dung von Co-Forschenden über Ziele und Fragestellungen sowie zur Realisierung praktischer 
Handlungsmöglichkeiten zu ermöglichen. 

Kritisch-partizipative Forschung benötigt hierzu neben der bislang mangelhaften Anerkennung 
in der Community insbesondere veränderte Förderstrukturen, die  

• den Bedarf materieller Anerkennung der Arbeit von Co-Forschenden in den bereitge-
stellten Ressourcen berücksichtigen,  

• den Bedarf des Beziehungsaufbaus und der ethisch gebotenen kontinuierlichen Arbeit, 
durch großzügige Förderdauern, reflektieren,  

• insbesondere für Nachwuchsforschende in Qualifikationsprojekten mehr zeitliche und 
materielle Ressourcen bereitstellen, 

• Partizipationserfahrungen Forschender als besondere und zeitintensive Qualifikation 
anerkennen und (förderpolitisch) wertschätzen, 

• flexible Veränderungen des Forschungsprozesses auf Grundlage der Bedürfnisse und 
Entscheidungen der Co-Forschenden Forschungsprozesses ermöglichen. 



Informationen zum Band 

Der Band wird herausgegeben von Malte Suhr, Konstantin Korn und Julia Eiperle und er-
scheint als Open-Access-Titel im Wochenschau Verlag. 

Die Herausgeber:innen freuen sich über die Zusendung eines Abstracts im Umfang von 
max. 4.000 Zeichen (ohne Literatur) bis zum 31. Oktober 2026 an  
malte.suhr@uni-kassel.de. Geben Sie dabei bitte alle Autor:innen, ihre institutionelle 
Angehörigkeit und E-Mail-Adressen an. 

Für den Veröffentlichungsprozess ist folgender Zeitplan vorgesehen: 

• Rückmeldung zur Annahme des Beitrags bis zum 10.11.2026; 

• Einreichung des Beitrags bis 31. Januar 2027; 

• Rückmeldung zum Manuskript bis 28. Februar 2027; 

• Einreichung der Überarbeitung bis 31. März 2027. 

Die fertigen Beiträge umfassen max. 45.000 Zeichen inklusive Fußnoten und Literaturver-
zeichnis. 
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